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Interpellation 
der Fraktion der FDP 

betr. Wahrung der Eigentumsrechte der Sudeten-
deutschen im Wertpapierbereinigungsverfahren. 

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 6. Dezember 1950 Seite 7 
brachte folgende Meldung: 

„Wie wir erfahren, hat die tschechoslowakische Staatsregierung 
Girosammelstücke von Sudetendeutschen als Eigentum der Tschecho-
slowakei bei der westdeutschen Wertpapierbereinigung angemeldet. 
Sudetendeutsche Personen, die gleichfalls ihre Ansprüche anmeldeten, 
mußten von der Doppelanmeldung Kenntnis nehmen. Die Tschechen 
stützen ihre Ansprüche auf das Eigentumsgesetz von 1945 und auf 
das Brüsseler Reparationsabkommen von 1946. Wie das Amt für 
Wertpapierbereinigung in Bad Homburg hierzu mitteilt, ist noch 
keine grundsätzliche Entscheidung über die endgültigen Eigentums-
rechte solcher Wertpapiere gefällt. Vorerst werden nur die Rechte 
der Westalliierten anerkannt. Es ist anzunehmen, daß bei einer 
endgültigen Entscheidung die Interessen der Sudetendeutschen 
gewahrt werden." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Entspricht die Meldung den Tatsachen? 

2. Haben etwa auch noch andere ausländische Regierungen ähnliche 
Anträge gestellt? 

3. Was gedenkt die Bundesregierung zur Wahrung der Eigentums-
rechte der heimatvertriebenen deutschen Staatsbürger zu ver-
anlassen ? 
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